
ie achte Aus-
landsreise des
bayerischen

Ministerpräsidenten
in diesem Jahr ist zu-
gleich die politisch Be-
deutsamste:Mit Horst
Seehofers Kurzbesuch
in Prag kehrt endlich
Normalität in die offi-
ziellen Beziehungen
zumNachbarland ein.

Seehofers Besuch hat historisches
Gewicht – obwohl die Politik in die-
sem Fall nicht Vorreiter ist, sondern
der Realität ein großes Stück hinter-
herhinkt. Die Kontakte zwischen Bay-
ern und Tschechien sind gerade im
Grenzgebiet längst vorzüglich und
vielfältig. Am 1.Mai 2011 fallenmit
der Freizügigkeit für Arbeitnehmer
aus demEU-Land letzte Schranken.
Trotzdem: Ohne offizielle Kontakte
auf höchster Regierungsebene fehlte
ein zentrales Puzzlestück.

Es gibt eine Fülle wichtiger The-
men, die nur durchGespräche vonMi-
nisterpräsident zu Premier zu klären
sind: Bayerische Befindlichkeiten ge-
genüber demAusbau des umstritte-
nen tschechischen Atomkraftwerks in
Temelin sind dafür ein Beispiel, aber
auch der gemeinsameKampf gegen
Drogenkriminalität oder eine Zu-
kunftsstrategie für den grenzüber-
schreitendenNationalpark Bayeri-
scherWald/Šumava. Die Liste ließe
sich endlosweiterführen. Die Kurzvi-
site in Prag kann deshalb nur der Auf-
takt für fortan intensive Beziehungen
sein – und so ist es ja auch von beiden
Seiten angedacht.

Zarte Anbändelversuche gab es be-
reits in den vergangenenWochen. Da-
bei wurde das größte Konfliktpotenzi-
al vorab thematisiert: Umweltminister
Markus Söderwar imNovember da
und vereinbarte einen Austausch zu
Temelin. Auch zur Gesundheitspolitik
soll es bilaterale Gespräche geben.Mit
der Freizügigkeit in der EU droht den
Tschechen ein kräftiger Aderlass – vie-
leMediziner wollen abwandern. Das
stärkste Signal setzten kürzlich Bay-

D erns Kultusminister
Ludwig Spaenle und
der Sprecher der Sude-
tendeutschenVolks-
gruppe, der CSU-Euro-
paabgeordnete Bernd
Posselt. Sie legten in Li-
dice, Theresienstadt
undAussig Kränze nie-
der und gedachten der
Opfer der von denNazis
ermordeten Tschechen

und Juden, aber auch der Opfer der
Vertreibung. Eine Geste, die imNach-
barland auf echte Anerkennung gesto-
ßen ist. Aussöhnungwurde dabei eben
nicht auf die Benes-Dekrete verkürzt,
die die Vertreibung und Enteignung
der Deutschen nach demZweiten
Weltkrieg besiegelten. Im Zentrum
standen stattdessen die Verluste, die
beide Seiten erlitten haben. Eine Be-
trachtungsweise, die auch in Tschechi-
en an Raum gewinnt. Die Projekte der
Initiative Antikomplex sind dafür das
beste Beispiel. Sie zeigen auf, dass
durch die Vertreibung über Jahrhun-
derte hinweg gewachsene Strukturen
zerstört worden sind und bis heute Lü-
cken klaffen.

Die Vertriebenenfrage verlangt von
Seehofer bei seinem Pragbesuch
höchstes Fingerspitzengefühl. Der
bayerische Regierungschef ist sich be-
wusst, dass er diplomatischesMinen-
feld betritt. Aus diesemGrund hat er
imVorfeld auf fast alle öffentlichen
Statements verzichtet. Die Reisedele-
gation ist klein. Die Staatskanzlei will
in Tschechien nichtmit einemüber-
mächtigen Tross, sondern zurückhal-
tend auftreten – und agiert nun aller-
dings etwas zu bescheiden. Das spie-
gelt sich im bisher bekannt geworde-
nen Programmwieder.

Gesprächemit Premier Petr Necas
undAußenminister Karl Schwarzen-
berg spielen die zentrale Rolle. Doch
wer Geschichte schreibt, braucht darü-
ber hinaus denMut für eine symbol-
trächtige Geste. Dannwürde auch in
Tschechien der Funke überspringen.
Bisher ist das öffentliche Interesse dort
sehr verhalten.

Seehofer schreibt
Geschichte
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KOMMENTAR
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WEITERE KOMMENTARE

AUSLANDDer erste Tschechienbesuch eines bayerischen Re-
gierungschefs normalisiert endlich die Beziehungen.

Abzug:Die Bundeswehr und ihre
Verbündeten dürfen Afghanistan nicht
ins Ungewisse stürzen. ➤ SEITE 5

Gut gewirtschaftet:Der Bezirk
Oberpfalzmuss die Umlage im Jahr 2011
nur geringfügig erhöhen. ➤ SEITE 7
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➥ Diskutieren Sie mit:
www.mittelbayerische.de/forum

VON CHRISTINE SCHRÖPF, MZ

Karikatur: Mester

Die Stuttgarter Zeitung zu Afghanistan:
„Fast zehn Jahre nach dem Einmarsch
in Afghanistan ist es offensichtlich,
dass die ursprüngliche Idee nicht um-
zusetzen ist. Diese hieß: Taliban besie-
gen, Demokratie und Sicherheit brin-
gen und ein geordnetes Land wieder
verlassen.Militärisch sind die Aufstän-
dischen nicht zu schlagen, die westli-
chen Vorstellungen eines funktionie-
renden Staates erwiesen sich nicht als
Exportschlager. Nationale Strukturen
lassen sich nicht von Kabul aus in die
Provinzen tragen. Dort, und nicht im
Präsidentenpalast, sitzen die eigentli-
chen Herrscher des Landes. Und das
sind nicht nur die Taliban.“
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PRESSESTIMMEN
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Die Berliner Zeitung zuWesterwelle:
„Bei Westerwelle ist die notorische
Undankbarkeit der FDP aus einem ein-
fachen Grund besonders ausgeprägt.
Der Absturz nach der Wahl erfolgte
aus den schwindelerregenden Höhen
der 14,6 Prozent der Bundestagswahl.
Westerwelle wurde danach zum Ge-
fangenen dieses Erfolgs. An ihremVor-
sitzenden konnte die FDP monatelang
studieren, wie hoch der Preis für das
unhaltbare Steuersenkungsverspre-
chenwar.“
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DieWarschauer Zeitung zum EU-Gipfel:
„Angela Merkel hat einen Plan für Eu-
ropa. Berlin will unter seinem Diktat
den Inhalt des Lissabonner Vertrages
umschreiben. Damit bewahrheiten
sich Worte eines der Gründungsväter
der Europäischen Gemeinschaft, Jean
Monnet: ,Die Integration Europaswird
ein Ergebnis von Krisen sein, die kon-
krete Schritte erzwingen.‘ Monnet hat
aber nicht vorausgesehen, dass die Be-
dingungen des Einigungsprozesses
vonDeutschland festgelegt werden.“

Die Süddeutsche Zeitung zuWesterwelle:
„Its all over now. Der Song ist etwa so
alt wie Guido Westerwelle. Einst ha-
ben ihn die Rolling Stones gespielt;
jetzt spielt ihn die Brüderle-Combo für
ihren Vorsitzenden zum Abschied. Die
Combo übt jeden Tag in geheimen Zir-
keln; sie hat innerhalb weniger Tage
so viel Zulauf gekriegt, dass aus ihr ei-
ne FDP-Bigband geworden ist. Die
dreht den Verstärker weit auf, auch als
Rezept gegen die Angst. Die FDP hat
Angst wie kaum je zuvor. Es ist Exis-
tenzangst, Angst vor dem Sturz ins Bo-
denlose. Um wieder Auftrieb zu krie-
gen, will sie Ballast abwerfen. Der Bal-
last heißtWesterwelle.“
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WWW.MITTELBAYERISCHE.DE

●➲ Gesundheits-Tipp
Bekommt ein Kind wegen Neurodermitis
ein Kortisonpräparat, sollten Eltern es
nur nach Rücksprachemit dem Kinder-
arzt weglassen. Sonst sind erneute
Krankheitsschübemöglich.

www.mittelbayerische.de/gesundheit

Die ARD wirft nach 18
Jahren „Marienhof“ aus
dem Programm. Dafür
soll „Verbotene Liebe“
mehr Zeit bekommen.

●➲ Meistgelesen

01 Winter und kein Ende Tief „Petra“
bringt Neuschnee – ob es weißeWeih-
nachten gibt, ist aber noch unklar.
02 Busunfall In Miltenberg raste am
Mittwoch ein Bus in einWohnhaus,
zwei Menschen starben. Experten un-
tersuchen jetzt die Unfallursache.
03 Salz wird knapp In Regensburg ge-
hen die Streusalz-Vorräte zur Neige.
Bis es neue Lieferungen gibt, werden
nur noch Gefahrenbereiche gestreut.
04 Verfolgungsjagd Drogerie-Mitar-
beiter stellten eine Ladendiebin.

●➲ Video des Tages
Auf demBehelfssteg der Steinernen
Brücke häuften sich die Stürze. Die
Stadt reagierte: Eine Kunststoffauflage
soll Passanten nun schützen.
www.mittelbayerische.de/video

Diskutieren Sie mit der MZ-Online-Re-
daktion über die Themen des Tages:
www.facebook.de/mittelbayerische
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-Thema

Reaktionen:

Vom Regen in die Traufe. Katja

„Verbotene Liebe“ sollte ebenfalls aus
dem Programm fliegen... Unsere Ge-
bührenmüssen sinnvoll verwendet
werden! Florian

Der, der es nicht guckenmag, kann
umschalten ... Maria

Nachdem ich über die Jahre hinweg
mal ab und zu gekuckt habe, werde ich
mir den Schluss jetzt auch anschauen!

Stefan

Die Sicherungsverwahrung erlaubt,
Menschen hinter Gittern zu halten,
die ihre Strafe abgesessen haben, aber
noch als gefährlich gelten. 1984 wur-
den 182 Personen verwahrt. Seither
geht’s aufwärts. Obwohl die Gewalt-
kriminalität sinkt – dem Sensations-
journalismus zum Trotz –, wurden die
Möglichkeiten der Sicherungsverwah-
rung ausgeweitet und ist die Zahl der
Verwahrten gestiegen; im April 2010
waren es rund 500. 1998 ließ der Bun-
destag die Verwahrung bis zum Tod zu
– auch für jene, die schon verurteilt
waren und die man sonst hätte freilas-
sen müssen, etwa 60 Personen, Män-
ner. Das hat der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR) für
unzulässig erklärt. Jetzt herrscht Cha-
os.

Ein Senat des Bundesgerichtshofes
sagt: Wir müssen diese Männer sofort
freilassen. Ein anderer sagt: dürfen wir
nicht – das hat der Bundestag zu re-
geln (was stimmt). Das gleiche Hick-
hack bei den anderen Gerichten. 15 bis
20 der Betroffenen sind schon auf frei-
em Fuß; rund um die Uhr von Polizis-
ten bewacht, die dafür keine passende
Befugnis haben, von Journalisten ver-
folgt, die auf Fotos vor Spielplätzen

hoffen, von Bürgern mit Steinen be-
worfen, von Zeitungen zu „Monstern“
gemacht. Das alles, nachdem jahr-
zehntelang niemand einen Finger ge-
krümmt hat, um diesen Männern bei-
zubringen, wie man gewaltfrei lebt.
Und ohne zu wissen, wer wirklich
noch gefährlich ist.

Es gibt Verwahrte, die überhaupt
nie eine Gewalttat begangen haben;
auch Diebstähle erlauben die Verwah-
rung. Bei den anderen weiß der Gut-
achter meist auch nach zehn Jahren
nur so viel wie am Anfang. Aber lässt
er jemanden heraus, wenn auch nur
entfernt möglich erscheint, dass der ei-
ne Gewalttat begeht – für die man den
Gutachtermitverantwortlichmacht?

Jetzt gibt es neue Gesetze: Diebstäh-
le reichen für die Sicherungsverwah-
rung nicht mehr aus, die nachträgli-
che Verwahrung wird eingeschränkt,
die vorbehaltene ausgedehnt, und dies
und jenes. Das ist zum Teil richtig,
zum Teil aber kontraproduktiv und
fehlentscheidungsträchtig – besonders

die Verwahrung Jugendlicher – und
vergisst das Wichtigste: dass endlich
Programme, Profis und Einrichtungen
her müssen, die eine etwaige Gefähr-
lichkeit der Verwahrten aktiv min-
dern und sich nach der Entlassung um
sie kümmern. Wohnung und Arbeit
sind wichtige Voraussetzungen für ein
straffreies Leben, aber Monstern gibt
man sie nicht.

Die Krone legislativer Kunst ist das
neue „Therapieunterbringungsgesetz“.
Es gilt ausschließlich für die Männer,
die das EGMR-Urteil betrifft. Sie sollen
hinter Gittern bleiben. Voraussetzun-
gen: eine psychische Störung plus die
Gefahr einer daraus folgenden Gewalt-
tat. Fachleute schätzen allerdings, dass
dies nur für fünf bis zehn der 60 gilt.
Zudem fragt sich: Was ist eine psychi-
sche „Störung“? Eine Krankheit kann
kaum gemeint sein, denn dann wäre
der Betroffene nicht verurteilt, son-
dern in die Psychiatrie gesteckt wor-
den; diese Regelung ist uralt. Doch
auch bei anderen psychischen Störun-
gen gibt es eine Handhabe, wenn je-
mand gefährlich wird, und zwar die
Unterbringungsgesetze der Länder.
Und es sind auch die Länder für solche
Regelungen (zur Gefahrenabwehr) zu-
ständig. Doch das ist in Berlin egal.
Hauptsache, man hat etwas getan –
und „Bild“ bleibt friedlich. Das ist die
eigentliche Enttäuschung.

DasWichtigste vergessen
SICHERUNGSVERWAHRUNGDie
Bundesregierung hat eine
Lösung präsentiert, die an
den eigentlichen Bedürfnis-
senweit vorbeigeht.

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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TONIOWALTER
Der Autor ist Strafrechtsprofessor an der

Universität Regensburg
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